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WESER-ZEITUNG · DIE NORDDEUTSCHE
unabhängig und überparteilich

Kerstin Löffler
zur Regierungsumbildung in Paris

Viel Lärm um nichts. Und dabei hatte
es der französische Staatschef Nico-
las Sarkozy so spannend gemacht.

Schon im Sommer kündigte er an, dass er
für den letzten Teil seiner Amtszeit noch
einmal eine neue Regierungsmannschaft
zusammenstellen wolle – im Herbst ge-
dachte er dies tun, im Oktober, um genau
zu sein. Im Oktober ging es in Frankreich
dann aber wegen der umstrittenen Renten-
reform so hoch her, dass an eine Regie-
rungsumbildung gar nicht zu denken war.
Und Anfang November stand erst einmal
das Gipfeltreffen der G20-Staaten in Süd-
korea an – der 20 wichtigsten Industrie-
und Schwellenländer, deren Vorsitz nun
Frankreich ein Jahr lang hat.

Wochen- und monatelang wurde in
Frankreich darüber spekuliert, wer in den
letzten 18 Monaten vor der Präsident-
schaftswahl im Amt bleiben darf und wer
gehen muss – die Frage war vor allem, wer
als Nachfolger von Regierungschef Fran-
çois Fillon in den Matignon einziehen
wird. Denn dem bisherigen Premierminis-
ter, der neben Sarkozy selten zum Zug ge-
kommen war, wurden kaum noch Chan-
cen eingeräumt. Zumal er sich bereits län-
ger im Amt gehalten hatte als die meisten
seiner Vorgänger.

Am heutigen Montag sollte es also end-
lich soweit sein, mit der Regierungsumbil-
dung, noch rechtzeitig vor dem Nato-Gip-
fel in Spanien, wie es hieß. Allgemeines
Hufescharren. Und dann der Coup: Kaum
aus Seoul zurück, pressierte es dem Präsi-
denten nämlich mit einem Mal. Am Sams-
tagabend um halb acht schickte sein Büro
eine Erklärung heraus. Die Regierung sei
zurückgetreten. Fillon kein Premierminis-
ter mehr. Wer das Land denn nun regieren
soll, sagte Sarkozy nicht.

Umweltminister Jean-Louis Borloo, der
eine Zeitlang als Favorit gehandelt wor-
den war? Justizministerin Michèle Alliot-
Marie, die nun das Außenministerium
führt? Oder sogar der junge Haushaltsmi-
nister, François Baroin, den Sarkozy erst
vor wenigen Monaten ins Kabinett geholt
hatte? Gestern Vormittag dann das
nächste Communiqué, ein schlichter Satz:
Der Präsident hat Fillon zum Regierungs-
chef ernannt. Den ganzen Tag über war es
dann ein Kommen und Gehen im Elysée,
wurde beraten, wer dem neuen Kabinett
des alten Premiers künftig angehören
wird. Borloo teilte mit, er habe kein Inte-
resse mehr.

Fillon als alter und neuer Premierminis-
ter ist jedenfalls eine gute Wahl, denn der
fünffache Vater und Hobbyrennfahrer ist
der Sympathieträger der regierenden
UMP. Er hält die Mehrheit der konservati-
ven Abgeordneten zusammen, die teils
selbst die Augen über den hyperaktiven
Präsidenten verdrehen, er ist in der Bevöl-
kerung beliebt, und er kann auf seine
klare, ruhige Art zu Ende führen, was Sar-
kozy alles angefangen hat.

Denn der Staatschef selbst wird der ab-
gespeckten Regierung künftig etwas mehr
Handlungsfreiheit lassen und sich selbst
vor allem als Präsident der G20 auf der in-
ternationalen Bühne ins rechte Licht rü-
cken. Muss er auch, wenn er aus dem ver-
heerenden Umfragetief der vergangenen
Monate bis zur Wahl 2012 wieder rauskom-
men will. Fillon und seine Mannschaft dür-
fen sich derweil der heimischen Probleme
annehmen: brennende Autos in den Vor-
städten, Jugendarbeitslosigkeit, andauern-
der Unmut über die Rentenreform, Fortset-
zung der Sparpolitik, Sicherheitsfragen.
Große Überraschungen, eine Kursände-
rung, dürften unter der neuen Regierung
nicht zu erwarten sein. Wenn der Präsi-
dent wiedergewählt werden will, hat er
keine andere Wahl gehabt.
politik@weser-kurier.de

Brigitte Henkel-Waidhofer
zur Vermittlung bei Stuttgart 21

In 19 Wochen wird in Baden-Württem-
berg gewählt. Vieles spricht dafür, dass
der 27. März 2011 eine Zäsur wird in der

politischen Geschichte eines Landes, das
CDU-geprägt ist wie kein anderes in der
Republik. Nur im ersten von 58 Jahren seit
Gründung des Südweststaats stellte die
Union den Ministerpräsidenten nicht. Dies-
mal aber würde, wenn die heutigen Prog-
nosen mit dem fast unglaublichen Höhen-
flug der Grünen das tatsächliche Wahlver-
halten wenigstens einigermaßen korrekt
spiegeln, der Gang in die Opposition wohl
unausweichlich.

Außer mit den Grünen natürlich hat das
vor allem damit zu tun, dass die baden-
württembergische CDU verlernt hat, in Al-
ternativen zu denken. Bestes Beispiel ist
das Milliardenprojekt Stuttgart 21. Über
Wochen ist es niemandem in der CDU –
und erst recht nicht in der mitregierenden
FDP – gelungen, ernsthaftes Interesse an
der Auseinandersetzung aufzubringen
und ein Gefühl dafür zu entwickeln, was
sich in der Landeshauptstadt zusammen-
braut. Das macht eine Analyse der Lage
unmöglich.

Die wird jetzt in der Schlichtung nachge-
reicht. Da kommen mitnichten nur Fakten
auf den Tisch. Gezeichnet wird auch ein
Bild der politischen Kultur in Baden-Würt-
temberg. Dafür exemplarisch: der Auftritt
von Stefan Mappus zum Auftakt. Der Mi-
nisterpräsident gibt der Runde einige Stun-
den lang die Ehre, begibt sich auf Augen-
höhe mit den Vertretern der Zivilgesell-
schaft, wie der Schlichter so gerne formu-
liert, er spricht aber nicht. Nicht mit ihnen,
nicht über ihre Einwände, nicht einmal
über die eigenen Vorstellungen.

Die CDU hat über Jahre und Jahrzehnte
– erfolgreich – regiert, durchregiert. Das ei-
gene Tun immer wieder zu erläutern, gege-

benenfalls sogar zu rechtfertigen, kommt
dann auf die Dauer zu kurz, Widerspruch
wird diskreditiert, die Wirklichkeit ver-
kannt. Ob Mappus die politische Entwick-
lung von Heiner Geißler bewusst war, als
er ihn berief, ist ungeklärt. Fest steht aber,
dass in seiner CDU viel zu lange die naive
Erwartung grassierte, der Schlichter
werde allein zutage fördern, wie haushoch
überlegen das Stuttgart-21-Konzept ist.
Schon das wirft ein Licht auf die Realitäts-
ferne, die sich eingenistet hat.

Die Zwischenbilanz zur Halbzeit offen-
bart noch zusätzliches Ungemach: Die Pro-
jektbetreiber liegen eindeutig nach Punk-
ten hinten. Die Gegner agieren überzeu-
gender und mindestens so kenntnisreich
wie die Vertreter von Bahn und Politik, sie
haben viele Einwände vorgebracht, die
nicht entkräftet wurden, und sie präsentier-
ten zuletzt ihr eigenes Modell – der Bahn-
hof bleibt oberirdisch und wird umfassend
modernisiert – so, dass die Stuttgart-21-Be-
fürworter nicht wirklich in die Offensive
kamen.

In Stuttgart erfindet sich gerade nicht
Demokratie neu. Aber die enorm aufwen-
dige Prozedur über 50, 60 oder noch mehr
Stunden könnte die Demokratie beträcht-
lich verändern – Unternehmer, Politik und
Behörden müssen begreifen, dass sie an
Ideen und Projekte künftig grundlegend
anders heranzugehen haben. Wer früh ge-
nug hinhört, nachdenkt, abwägt, erläutert
und argumentiert, Kritik ernst- und wo-
möglich aufnimmt, wer sogar erkennen
lässt, dass überzeugende Argumente zur
Umplanung führen können – eigentlich
eine Selbstverständlichkeit –, wird in jenes
Dilemma gar nicht erst geraten, das in
Stuttgart nach wie vor existiert. Zwar ist
die Schlichtung schon jetzt ein Erfolg, weil
sie Druck aus dem Kessel genommen, weil
sie Rückkehr zur Sachlichkeit erzwungen
hat. Ob sie den Ausweg weisen kann,
muss bis Ende November geklärt sein.
Und die Wahlen rücken immer näher.
politik@weser-kurier.de
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VON NORBERT HOLST

Berlin. Wenn der Mensch Gott spielt, ist
der Teufel nicht weit. Und für manche Poli-
tiker in Berlin wird genau diese Schwelle
mit der Präimplantationsdiagnostik (PID)
überschritten. In allen im Bundestag ver-
tretenen Parteien wird bewegt die Frage
diskutiert, inwieweit Fragen des Lebens
gesetzlich geregelt werden dürfen. Am
stärksten und am emotionalsten wird die
Debatte in der CDU geführt. Heute Abend
soll der Parteitag in Karlsruhe über ein
Verbot oder eine eng begrenzte Freigabe
von Embryonentests abstimmen.

Bindend wird der Parteitagsbeschluss
aber nicht sein. Ähnlich wie in der Debatte
2002 über den Import embryonaler Stamm-
zellen, von Journalisten später oft als
„Sternstunde des Parlaments“ bezeichnet,
soll es ausdrücklich keinen Fraktions-
zwang geben – jeder Abgeordnete soll sei-
nem Gewissen folgen.

Eine Entscheidung muss allerdings her-
beigeführt werden. Denn durch ein Urteil
des Bundesgerichtshofs (BGH) vom Juli ist
das bislang in Deutschland geltende Ver-
bot der PID faktisch aufgehoben. Ein Berli-
ner Frauenarzt hatte sich im Januar 2006
selbst bei der Staatsanwaltschaft ange-
zeigt, um ein Grundsatzurteil zu erstreiten.
Der BGH erkannte nicht auf eine „miss-
bräuchliche Anwendung von Fortpflan-
zungstechniken“. Der Vorsitzende des
BGH-Senats, Clemens Basdorf, erklärte,
die Untersuchung sei erlaubt, wenn es um
die Erkennung schwerer Erbkrankheiten
gehe und nicht „um die Geburt eines

Wunschkindes“. Doch die Befürworter ei-
nes Verbots glauben, dass bei einer Zulas-
sung der PID langfristig alle Dämme bre-
chen könnten. Bayerns Umweltminister
Markus Söder (CSU) etwa warnt vor „De-
signerbabys“. Prominenteste Vertreterin
des Verbotslagers ist jedoch Bundeskanzle-
rin Angela Merkel. Die CDU-Chefin in ei-
nem Interview: „Eines Tages müssen sich
erbkranke Menschen rechtfertigen, weil
manche glauben, das hätte doch alles ver-
hindert werden können. Aus diesem
Grund komme ich persönlich zu der Hal-
tung, dass wir es von Anfang an gar nicht er-
lauben sollten.“

Wo beginnt eine schwere Krankheit?
Ausgerechnet aus der Ministerinnen-
Riege ihrer Partei bekommt Merkel Gegen-
wind. Familienministerin Kristina Schröder
und Arbeitsministerin Ursula von der
Leyen plädieren für eine Freigabe der PID
– allerdings in einem sehr stark begrenzten
Rahmen. Voraussetzung soll sein,
schwerste Krankheiten bei den durch
künstliche Befruchtung erzeugten Embryo-
nen auszuschließen. Es gehe auch darum,
Paaren den Elternwunsch zu ermöglichen,
die aufgrund schwerer Erbschäden sonst
keine Chance hierzu hätten.

Aktuelle Zahlen über den möglichen
Kreis der Betroffenen gibt es kaum. Der Na-
tionale Ethikrat ging 2003 in einer Stellung-
nahme davon aus, dass in Deutschland jähr-
lich mit 80 bis 100 Paaren zu rechnen sei,
die eine PID vornehmen lassen wollten,
wenn diese Diagnosemöglichkeit mit sehr
restriktiven Bedingungen zugelassen

werde. Etwa könnte sie auf Paare begrenzt
werden, die bereits ein Kind mit einer
schweren, genetisch bedingten Krankheit
oder Behinderung zur Welt gebracht ha-
ben. Würde die PID auch für kinderlose
Paare erlaubt, die von ihrem genetischen
Risiko wissen, könnte die Zahl auf 600
Paare im Jahr steigen. Bereits jetzt lassen
nach inoffiziellen Schätzungen pro Jahr 50
bis 100 Paare eine PID im Ausland machen.

Doch: Wo beginnt eine schwere Krank-
heit? Wer definiert, was ein schwerer Gen-
defekt ist? Die Kritiker der Embryonentests
führen an, dass solch ein Katalog gar nicht
aufzustellen ist. So gibt es genetisch be-
dingte Krankheiten, die erst im späten Er-
wachsenenalter auftreten. Und es gibt
Gene, die eine Erkrankung auslösen kön-
nen, aber nicht müssen – etwa Brustkrebs.

Die „Katalog-Lösung“ findet vor allem in
der FDP-Fraktion zahlreiche Anhänger.
Ein anderes diskutiertes Modell ist eine
Kommission, die jede PID-Anwendung ge-
nehmigen müsste. „Wir sollten im Bundes-
tag flott eine Entscheidung hinkriegen“,
sagt FDP-Fraktionschefin Birgit Hombur-
ger. Ihre Befürchtung: Die momentan un-
klare Rechtslage könnte sich ausgerechnet
bei diesem sensiblen Thema in die Länge
ziehen. Sie widerspricht damit Kreisen in
CDU, SPD und bei den Grünen, die sich
auch ein Moratorium vorstellen können:
Für zwei Jahre wird der Umgang mit der
PID vorübergehend geregelt, bis ein aus-
führliches Fortpflanzungsmedizingesetz
verabschiedet ist. Das hieße, die Parlamen-
tarier bekämen für ihre Gewissensentschei-
dung noch einen Aufschub.

Zur Person
Dr. Veronika Bock stu-
dierte Theologie mit dem
Schwerpunkt Christliche
Sozialethik. In verschiede-
nen beruflichen Funktionen
befasste sie sich danach
immer wieder wissen-
schaftlich mit den Themen
Ethik, Frieden und Theolo-

gie. Seit März 2010 ist sie Direktorin des Zen-
trums für ethische Bildung in den Streitkräften
(zebis). Dort werden sowohl Militärseelsorger
als auch Bundeswehrangehörige fortgebildet.

Eine gute Wahl

Die Aufgaben der Bundeswehr haben sich in den
vergangenen Jahren stark verändert. Gerade vor
dem Hintergrund der Auslandseinsätze gewinnen
die Fragen von Werten und Ethik eine noch grö-
ßere Bedeutung. Genau darum ging es auch auf ei-
ner hochkarätig besetzten Podiumsdiskussion
des Zentrums für ethische Bildung in den Streit-
kräften (zebis) in der Hamburger Führungsakade-
mie der Bundeswehr. Mit zebis-Direktorin Vero-
nika Bock sprach Ben Zimmermann.

Ihr zebis ist gerade einmal ein halbes Jahr
alt. Hat die Bedeutung der Ethik in der
Bundeswehr in den vergangenen Jahren
zugenommen?
Veronika Bock: Insbesondere mit den Aus-
landseinsätzen der Bundeswehr stellen
sich neue und zugespitzte ethische Pro-
bleme. Diese Fragestellungen hat es natür-
lich immer gegeben, und sie wurden auch
aufgearbeitet von den verschiedensten In-
stitutionen der Bundeswehr, die wir schon
seit Langem haben. Uns geht es jetzt da-
rum, die ethische Bildung zu intensivieren
und eigene Akzente zu setzen.

Welche neuen Aufgaben ergeben sich
durch die Auslandseinsätze für die ethi-
sche Bildung der Soldaten?
Ich sehe da in erster Linie Klärungspro-
zesse. Es kommen doch ganz neue Situatio-
nen auf Soldaten und Offiziere durch die
neuen Formen militärischer Konflikte zu.
Ich nenne nur das Stichwort asymmetri-
sche Kriegsführung. Da ist der Gegner
nicht mehr klar zu identifizieren. Wer ist in
Situationen, wenn zum Beispiel aus einer
Menschenmenge heraus geschossen wird,

der Feind? Wir brauchen die Ethik, um auf
solche ganz konkreten Fragen auch Ant-
worten zu finden. Das ist also keine abgeho-
bene Wissenschaft, die mit der Realität we-
nig zu tun hat. Auf unseren Seminaren spre-
chen wir deshalb auch ganz konkrete Fall-
beispiele durch.

Fließt das, was beim zebis erarbeitet wird,
also in konkrete Handlungsanweisungen
für die Soldaten ein?
Ja, durchaus. Worum es uns aber nicht
geht, ist, das Gewissen ruhigzustellen. Wir
können und wollen niemandem das
schlechte Gewissen nehmen, das man
nach einigen Einsätzen womöglich haben
kann. Die Farbe der Ethik ist nunmal nicht
schwarz oder weiß sondern meistens grau –
und das macht die Sache natürlich nicht
einfacher.

Es gibt Stimmen, die angesichts der Aus-
landseinsätze der Bundeswehr eine Ände-
rung des Grundgesetzes fordern. Dies sei
ehrlicher, weil es bei diesen Einsätzen kei-
nen Verteidigungsfall gebe.
Das sehe ich nicht so. Schaut man sich die
ZDV 10-1 (zentrale Dienstvorschrift der
Bundeswehr zur Inneren Führung, d. Red.)
genau an, so sieht man, dass immer wieder
auf das Grundgesetz und seine Werte Be-
zug genommen wird. Der Begriff der Men-
schenwürde steht dabei ganz zentral.

Ein heikles Thema ist das sogenannte tar-
geted killing. Ist das gezielte Töten denn
mit unseren Werten und dem christlichen
Gebot „Du sollst nicht töten“ vereinbar?

Bei diesem Thema steckt Deutschland
noch in den Kinderschuhen. Zwar arbeiten
viele Ethik-Forscher seit Jahren daran,
doch in Amerika ist man schon viel weiter.

Wird das auch ein Thema für deutsche Sol-
daten werden?
Ich möchte diese Frage nicht auf das ge-
zielte Töten fokussieren sondern auf den
größeren Kontext einer Gefangennahme er-
weitert sehen.

Kann es denn sein, dass wir durch die Kon-
zentration auf den Kriegsfall die Präven-
tion aus den Augen verlieren?
Das darf nicht passieren. Aber wir spre-
chen ja auch über Konfliktprävention, über
Versöhnungsprozesse. Ich erinnere nur an
das Schreiben „Gerechter Friede“ der deut-
schen Bischöfe. Da sagen sie ganz deutlich,
dass Gewalt nur die ultima ratio sein kann,
dass es immer eine Sackgasse ist.

Die Realitätsferne regiert
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Ein Konflikt mit Niveau
An Embryonentests scheiden sich die Geister in den Parteien – vor allem in der CDU

KOMMENTARE

„Die Farbe der Ethik ist meistens grau“
Die Hamburger Wissenschaftlerin Veronika Bock über die Frage von Werten in der Bundeswehr
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